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Vorwort 

Am 1. November 1993 ist der Vertrag über die Europäische Union in Kraft 
getreten. Die Europäische Gemeinschaft hat damit eine neue Qualität erreicht. 
Dies wird schon auf den ersten Blick durch die Umbenennung des Vertrages zur 
Gründung der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft in den Vertrag zur Grün-
dung der Europäischen Gemeinschaft deutlich. Über die vorwiegend wirtschafts-
politische Ausrichtung der europäischen Integration im Gemeinsamen Markt und 
im Binnenmarkt hinaus wird die Gemeinschaft der zwölf respektive nunmehr seit 
dem 1. Januar 1995 fünfzehn Mitgliedstaaten zur Wirtschafts- und Währungs-
union sowie zur Politischen Union. 

Der Unionsvertrag hat die Europäische Gemeinschaft aber nicht nur insgesamt 
verändert, er hat vor allem auch die institutionelle Stellung des Europäischen 
Parlaments, das im Juni 1994 zum vierten Male direkt von den Unionsbürgern 
gewählt worden ist, gegenüber dem Rat und der Kommission weiter gestärkt. Zu 
den Neuerungen gehören insbesondere das Mitentscheidungsverfahren, das 
Zustimmungsvotum im Rahmen der Ernennung der Kommission, das Petitions-
recht, der Bürgcrbeauftragte und das parlamentarische Untersuchungsrecht. Das 
Europäische Parlament hat seit den HaushaItsverträgen von 1970 und 1975 
sowie vor allem seit seiner ersten Direktwahl 1979 seine legislativen Befugnisse 
und Kontrollrechte stetig ausgeweitet, so daß viele der "Neuerungen" sich im 
Ergebnis eher als Bestätigung und Kodifikation langjähriger Parlamentspraxis 
oder interinstitutioneller Übungen und Absprachen darstellen. 

Dies gilt inter alia auch für das Untersuchungsrecht des Europäischen Parla-
ments. Im Zuge der Geschäftsordnungsrevision von 1981 hat das Parlament 
erstmals die Einsetzung von Untersuchungsausschüssen geregelt und in den 
Folgejahren neun Male von dieser Möglichkeit Gebrauch gemacht. Es hat sich 
damit eines Kontrollinstrumentes bedient, das auf nationaler Ebene in allen 
Mitgliedstaaten bekannt ist. Mit dem Vertrag über die Europäische Union wurde 
diese gemeinschaftliche Praxis nun primärrechtlich verankert. Neben der Spezial-
vorschrift im EG-Vertrag sind die Modalitäten der Ausübung des Untersu-
chungsrechts zwischen dem Parlament, dem Rat und der Kommission durch den 
interinstitutionellen Beschluß vom 19. April 1995 über die Einzelheiten der 
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Ausübung des Untersuchungsrechts des Europäischen Parlaments einvernehm-
lich festgelegt worden. Insoweit befindet sich das Untersuchungsrecht des 
Europäischen Parlaments in einer Umbruchphase. 

Ziel der vorliegenden Arbeit, die im Wintersemester 1994/95 dem Fachbereich 
Rechtswissenschaften der Universität Hannover im Rahmen des Promotions-
verfahrens vorgelegen hat, ist es, zum einen die bisherigen parlamentarischen 
Untersuchungsausschüsse umfassend hinsichtlich ihrer Rechtsgrundlagen, Be-
fugnisse und Verfahren zu untersuchen. Zum anderen soll die neue Rechtslage rur 
Untersuchungsausschüsse dargestellt und im Hinblick auf die zukünftige Ent-
wicklung dieses wichtigen parlamentarischen Kontrollrechts analysiert werden. 
Beide Aspekte sind bislang in der Literatur weder einzeln noch im Zusammen-
hang behandelt worden. Der Verfasser hofft daher, einen günstigen Zeitpunkt 
getroffen zu haben, der auf der Grundlage einer vollständigen Bestandsaufnahme 
und Bewertung der bisherigen Praxis parlamentarischer Untersuchungen eine 
Erörterung der künftigen Entfaltung dieses qualifizierten und effizienten Kon-
trollmittels erlaubt. 

Einen Einblick in die Praxis parlamentarischer Untersuchungsausschüsse und 
die interinstitutionellen Verhandlungen erlaubte mir meine Tätigkeit als wissen-
schaftlicher Mitarbeiter im Europäischen Parlament in Brüssel. Für die freundli-
che Hilfestellung durch Abgeordnete sowie Beamte und sonstige Bedienstete des 
Europäischen Parlaments in Brüssel und Luxemburg bei der Dokumentensuche 
bin ich sehr dankbar. 

Meinem Doktorvater, Herrn Professor Dr. Klaus Otto Nass, Direktor E.h. bei 
der Kommission der Europäischen Union und Staatssekretär a.D., bin ich zu 
besonderem Dank rur die Betreuung meiner Arbeit verpflichtet. Ich durfte dabei 
auf seinen reichen Erfahrungsschatz aufgrund seiner langjährigen Tätigkeit bei 
der Europäischen Kommission zurückgreifen. Mein Dank gilt auch dem Zweit-
gutachter, Herrn Professor Dr. Hans-Ernst Folz. Danken möchte ich ebenso 
meinen Eltern und meiner Großmutter, die mir jede Unterstützung während der 
Erstellung meiner Dissertation haben zuteil werden lassen. 

Darüber hinaus bin ich der Konrad-Adenauer-Stiftung für die Gewährung eines 
Promotions stipendiums dankbar. Abgesehen von der vorzüglichen ideellen 
Förderung ermöglichte mir dieses Stipendium, mich voll und ganz auf die Disser-
tation zu konzentrieren. 

Hannover, im Juli 1995 Ingo Beckedor/ 



Inhaltsübersicht 

Erstes Kapitel 
Problemstellung 

Zweites Kapitel 
Parlamentarisches Untersuchungsrecht 

in den Mitgliedstaaten 

23 

33 

A. Überblick über die parlamentarischen Untersuchungsrechte in den Mitgliedstaaten ...... 33 

B. Rechtsvergleichende Betrachtung ..................... . ...................... \09 

C. Schlußfolgerungen für das Europäische Parlament ......................... . .... 121 

Drittes Kapitel 
Die Kontrollinstrumente des Europäischen Parlaments ~egenüber 

der Kommission, dem Rat. den Mitgliedstaaten und von Pnvatpersonen 125 

A. Kontrolle der Kommission der Europäischen Union ............................. 126 

B. Kontrolle des Rates der Europäischen Union .................. . . . . . . . . . ........ 153 

C. Kontrolle der Mitgliedstaaten und von Privatpersonen .... . . . ..................... 163 

D. Ergebnis ............. . ...................... . ............... . ... . ....... 168 

Viertes Kapitel 
Rechtsgrundlagen parlamentarischer Untersuchungen des 

Europäischen Parlaments bis zum 31. Oktober 1993 171 

A. Herleitung des Untersuchungsrechts des Europäischen Parlaments ................. 172 

B. Geschätlsordnung des Europäischen Parlaments i.d.F. von 1981 ................... 188 

C. Geschätlsordnung des Europäischen Parlaments i.d.F. von 1986 .......... . ........ 213 

D. Geschätlsordnung des Europäischen Parlaments i.d.F. von 1987 ................... 219 



8 Inhaltsübersicht 

Füntles Kapitel 
Bisherige Praxis parlamentarischer Untersuchungen 

des Europäischen Parlaments bis zum 31. Oktober 1993 221 

A. Tatsächlich eingesetzte Untersuchungsausschüsse. . . . . . . . . . ...... 221 

B. Erlolglose Anträge auf Einsetzung eines Untersuchungsausschusses .......... . 

C. Oesamtbewertung . 

Sechstes Kapitel 
Untersuchungsrecht des Europäischen Parlaments 

nach Art. 138 c EG-Vertrag 

A. Die neuen Rechtsvorschrillen. 

B. Tatbestandsvoraussetzungen und Verlahren .. 

C. Zusammenlassender Vergleich mit dem früheren Recht. ..................... . 

D. Rechtslage in der Übergangszeit bis zum Inkrantreten des 
interinstitutioncllcn Einvernehmens .......................... . . . 

E. Revisionsklauscl des Art. (, UA-Beschluß. 

Literaturverzeichnis .... 

Siebtes Kapitel 
Schlußbemerkung 

Dokumenten- und C;csetzcsvcrl.eichnis. 

..274 

.279 

297 

... 297 

. .. 318 

... 398 

... 402 

. .. 409 

411 

..425 

. .441 



Inhalt 

Erstes Kapitel 
Problemstellung 

Zweites Kapitel 
Parlamentarisches Untersuchungsrecht 

in den Mitgliedstaaten 

23 

33 

A. Überblick über die parlamentarischen Untersuchungsrecbte in den 
Mitgliedstaaten . ......................................................... 33 

I. 

II. 

Belgien (Belgique - Belgie) .......................... . . . ..... . . ... 13 

Dänemark (Danmark) ................................... . ... . . . . . ..... 37 

I. Parlamentarische Untersuchungsausschüsse ............... . ..... . . . .... 37 

2. Parlamentsextemc Untersuchungsgremien, ständige 
Parlamentsausschüsse und Ombudsman ................... . ..... . ..... 38 

IlI. Deutschland. .. . .................................................... 42 

I . Einsetzung. Zusammensetzung und Untersuchungsgegenstand ............. 44 

2. Untersuchungsverfahren und -befugnisse .............................. 48 

3. Andere Enqueten ................................................. 52 

IV. Griechenland (EUaöa) .............................................. 53 

V. Spanien (Espafia) ......... . ... . . . . . ......... . . . ............. . ......... 56 

VI. Frankreich (France) ................................................... 59 

VII. Irland (Ireland) .. 

VIII. Italien (Italia) . 

. ..... . ............... . ............ 63 

. .................................... 66 

IX. Luxemburg (Luxembourg) ............................................. 68 

X. Niederlande (Nederland). . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .. . ... 70 

XI. Österreich .......................... . . . ... . . . . . . . . . . . . . . . . . ... . . . .... 73 

XII. Portugal ..... 

XIII. Finnland (Suomi) ... 

XIV. Schweden (Sverige). 

............................................. ~ 

. ...... . ..... . ............................. ~ 

. .... . ....... . . . . . ............. . . . . . ......... 92 



\0 Inhalt 

XV. Vereinigtes Königreich (United Kingdom) ..................... . ........... 99 

I. Untersuchungsausschüsse des House ofCommons ............. . ........ 99 

2. Untersuchungsausschüsse des House 01' Lords und Tribunals 01' 
Inquiry .................................................. . ...... 106 

B. Rechtsvergleichende Betrllchtung ....... . .................................. \09 

I. Rechtsgrundlagen . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .. 1 \0 

11. Einsetzung. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .. 111 

III. Mandatszeit ........................................................ 112 

IV. Zusammensetzung ................................................... 113 

V. Untersuchungsmandat ...... . ........................................ 114 

VI. Untersuchungsbefugnisse ............................................. 116 

VII. Beendigung der parlamentarischen Untersuchungsausschußverfahren .......... 118 

VIII. Sonderfalle Dänemark, Finnland und Schweden ........................... 119 

C. Schlußfolgerungen für das Europäische Parlament. .......... . ....... . ....... 121 

Drittes Kapitel 
Die Kontrollinstrumente des Europäischen Parlaments ~egenüber 

der Kommission, dem Rat, den Mitgliedstaaten und von Pnvatpersonen 125 

A. Kontrolle der Kommission der Europäischen Union .......................... 126 

I. Vertragliche Kontrollinstrumente gegenüber der Kommission ................ 126 

1. Interpellationsrecht ..................... . . . . . . . . . ................. 126 

a) Schriftliche Anfragen .............................. . ........... 127 

b) Mündliche Anfragen .......................................... 128 

2. ~~~1e~~~~~tt:~.~e.n.j.~.r~i~~~~ .~~~~~~~~~t.~.~i.e. ~~~ .... . ... . . . .... 128 

3. Entlastung für die Ausführung des Haushaltsplans ...................... 130 

4. Regelmäßige Unterrichtung über die GASP ........................ . .. 132 

5. Regelmäßige Unterrichtung über die GRIP ............................ 133 

6. Petitionsrecht ................................................... 133 

7. Bürgerbeauftragter ........ . ..................... . ......... . ...... 135 

8. Untersuchungsrecht ..................... . . . . . . . .................. 136 

9. Benennung der Kommission ................................. . ..... 136 



Inhalt 11 

11. J5:.ontrollinstrumente auf grund interinstitutioneller Absprachen und ständiger 
Ubungen .......................................................... 138 

I. Fragestunden ..... . ........ . ... . . . _ ... _ ... _ .... . ........... 138 

2. Dringlichkeitsdebatten . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 140 

3. Teilnahme an den Beratungen des Plenums und an Ausschußsitzungen ..... 141 

4. Aussprache über den Jahresbericht über die Anwendung des 
Gememschaltsrechts .............................................. 141 

5. Aussprache über das Arbeitsprogramm und Einigung mit der 
Kommission über das Jahresgesetzgebungsprogramm ................... 142 

6. Weitere Instrumente .............................................. 144 

m. Sanktionsmittel .......................... . . . . . . . . . . . . . . . . . . . ........ 145 

1. Mißtrauensvotum als Sanktionsmittel ................................ 145 

2. Anrufung des Europäischen Gerichtshotes ............................ 150 

a) Untätigkeitsklage ............................................. 150 

b) Nichtigkeitsklage ............................................. 151 

c) Streitintervention ........ . . . ..... . ..... . ... . . . ... . . . ... . . . .... 153 

B. Kontrolle des Rates der Europäischen Union ................... _ ............ 153 

I. Primäre Verantwortlichkeit der Mitglieder des Rates gegenüber den 
nationalen Parlamenten ............................................... 153 

11. Vertragliche Kontrollinstrumente gegenüber dem Rat. ...................... 156 

I. Untersuchungsrecht, Petitionen und Bürgerbeauftragter ................. 156 

2. Kontrolle über die GASP ............................... . .......... 156 

3. Kontrolle über die GRIP ........................................... 157 

III. J5:.ontrollinstrumente auf grund interinstitutioneller Absprachen und ständiger 
Ubungen .......................................................... 157 

I. Interpellationsrecht, Fragestunden und Dringlichkeitsdebatten ...... . . . .... 158 

2. Berichte ................................................ . ... . ... 159 

3. Weitere Instrumente .......... . ................................... 160 

IV. Sanktionsmittel ..................................................... 161 

I . Fehlen eines Mißtrauensvotums ..................................... 161 

2. Anrufung des Europäischen Gerichtshotes .................... . ....... 162 

C. Kontrolle der Mitgliedstaaten und von Privatpersonen ..................... ' .. 163 

I. Primäre Verantwortung der Kommission für die Kontrolle der Anwendung 
des Gemeinschatlsrechts ............ _ . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .. 163 



12 Inhalt 

II. Sekundärkontrolle . . ...... .. . . . ... . . . . ....................... 1~ 

D. Ergebnis .......... . . . ............. . ....... . ..... . . . . . ... . ... 168 

Viertes Kapitel 
Rechtsgrundlagen pal'lamentarischer Untersuchungen des 

Europäischen Parlaments b's Lum 31. Oktober 1993 171 

A. Herleitung des Untersuchungsrechts des Europäischen Parlaments ............. 172 

I. Untersuchungsrecht als Recht des Europäischen Parlaments ... . ....... . . . ... 172 

II. Selbstorganisationsrecht des Europäischen Parlaments. . . . . . . . . . . . . . . ..... 178 

1. Grundlage des Geschätlsordnungsrechts ............ . . 

2. Untersuchungsrecht als Recht aller Parlamente ............. . 

3. Untersuchungsrecht als ein parlamentarisches Kontrollrecht .... . 

. . 178 

. 181 

182 

4. Sonderstellung des Europäischen Parlaments als unmittelbar 
demokratisch legitimiertes Gemeinschatlsorgan ........................ 184 

5. Ergebnis ................................ . . . ..... . ....... . ...... 188 

B. Geschäftsordnung des Europäischen Parlaments i.d.F. von 1981 ...... . ........ 188 

I. Geschältsordnungstext. .............................................. 188 

II. Auslegung durch den Geschätlsordnungsausschuß ......................... 189 

m. Untersuchungsgegenstand ................. . ............. . ............. 189 

I. Untersuchung von Einzelfragen ........................... . . . ....... 190 

2. Im Tätigkeitsbereich der Gemeinschatlen ............................. 191 

IV. Einsetzung von Untersuchungsausschüssen ..... . . . . . ... . . . . . ............. 191 

1. Quorum ........... . ...................... . .................... 192 

2. Entscheidung über die Einsetzung ...... . ............................ 192 

3. Zusammensetzung ............................................... 193 

4. Minderheitenschutz bei der Einsetzung und Zusammensetzung eines 
Untersuchungsausschusses ........................................ 193 

V. Befugnisse von Untersuchungsausschüssen ............................... 195 

1. Temporär. ........................ . ... . . . . . . . ... . ............... 196 

2, Bericht............... . .......... . . . ................ . . . . . ...... 196 

3. Allgemeines Ausschußverfahren ................ . ..... . ....... . ..... 197 

4. Untersuchungsbefugnisse und -verlähren ............................. 199 



Inhalt 

a) Gcnereller Umlimg und Grcnzcn dcr Untersuchungsbcfugnissc . .. . ... 199 

b) Durchsetzbarkeit der Untcrsuchungsbefugnisse in Abhängigkcit 
zum jeweiligcn Adrcssaten . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .. . .. 205 

aa) Untersuchungsbefugnisse gegcnüber der Kommission. . . . . . . . .. 206 

bb) Untcrsuchungsbefugnisse gcgenüber dem Rat. . . . .. 206 

cc) Untersuchungsbefugnisse gegenüber dcn Mitglicdstaaten und 
Privatcn. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 207 

(1) Unmittelbarc Untcrsuchungsbefugnisse . . . .. 207 

(2) Mittelbare Untersuchungsbefugnissc ... . ................. 209 

c) X~hci~~e:I~~~gder Aussage oder ~ktenheraus.gabc. aus Gründ~n .der 

d) Anhörungcn von Sachvcrständigen und Inlormationsrciscn ..... 

.209 

..212 

5. Minderheitenschutz im Ausschußverlithrcn ............................ 212 

C. Geschäftsordnun~ des Europäischen Parlaments i.d.F. von 1986 ............... 213 

I. 

11. 

III. 

Geschäftsordn ungstext . . . " . . . . . . . . ... . . . .... 213 

Untersuchungsgegenstand ............. . . .................. 214 

Einsetzungsvoraussetzungen ................. . . . . . ... . ................. 215 

1. Quorum................. .. ... . ... . ... . ... . . .. . ........... 215 

2. Entscheidung über die Einsetzung ......... . . '.' . .... . . ........... 215 

3. Zusammensetzung ............................... . . ........ 215 

IV. Befugnisse von Untersuchungsausschüssen ..................... . ......... 217 

V. Zwischenergebnis: Ändcrungen der Geschäftsordnung von 1981 .............. 218 

D. Geschäftsordnung des Europäischen Parlaments i.d.F. von 1987 bis 1993 ....... 219 

Fünllcs Kapitcl 
Bisherige Praxis parlamentarischer Untersuchungen 

des Europäischen Par-Iaments bis zum 31. Oktober 1993 221 

A. Tatsächlich eingesetzte Untersuchungsausschüsse ........................ . ... 221 

I. Untersuchungsausschuß zur Situation dcr Frau in Europa. 

1. Untersuchungsaullrag ..... . ..... . ............. . 

2. Ausschußvcrlithren ... 

. . . . . . . . . . 221 

................. 222 

. . . ..... 222 

3. Untcrsuchungscrgebnisse ..... .................... . ... 223 



14 Inhalt 

4. Aussprache und Entschließung des Plenums ........................... 224 

5. Bewertung des Untersuchungsausschusses ............................ 225 

II. Untersuchungsausschuß für die Behandlung gittiger und gefahrlicher Stoffe 
durch die Europäische GemeinschaH und ihre Mitgliedstaaten ................ 226 

I. Untersuchungsautlrag .......................... . ....... . ... . ..... 227 

2. Ausschußverfahren ..................... . ......... . ........... . ... 228 

3. Untersuchungsergebnisse ........................ . . . ......... . ..... 229 

4. Aussprache und Entschließung des Plenums ........................... 230 

5. Bewertung des Untersuchungsausschusses ............................ 231 

ill. ~~!~[~~~~i~~~~~~~hU~ .zum .Wi~~era~.fl.e.be~. ~~s Fasc~i~~.us. ~n~ .... . ... . ... 233 

I. Untersuchungsautlrag ............................................ 235 

2. Ausschußverfahren ....... _ ............. . ..... . ................... 235 

3. Untersuchungsergebnisse .............................. . . . . . . . ..... 236 

4. Aussprache und Entschließung des Plenums ........................... 237 

5. Bewertung des Untersuchungsausschusses ............................ 237 

IV. Untersuchungsausschuß zum Drogenproblem in den Ländern der 
Europäischen GemeinschaH .................................... . ...... 239 

I. Untersuchungsauttrag ............................................ 240 

2. Ausschußvertahren ............................................... 240 

3. Untersuchungsergebnisse .......................................... 240 

4. Aussprache und Entschließung des Plenums ........................... 242 

5. Bewertung des Untersuchungsausschusses ............................ 243 

V. Untersuchungsausschuß zum Problem der Lagerbestände im 
Landwirtschaftssektor. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .. . .. 243 

1. Untersuchungsauttrag ............................................ 244 

2. Ausschußvertahren .......... . ... . . . ..................... _ ........ 245 

3. Untersuchungsergebnisse .......................................... 246 

4. Aussprache und Entschließung des Plenums .... . ...................... 248 

5. Bewertung des Untersuchungsausschusses ............................ 249 

VI. Untersuchungsausschuß für die Behandlung und den Transport von 
Nuklearrnatenal. .............................................. . ..... 250 

1. Untersuchungsauftrag ... . . . . . . . . . . . .............................. 252 

2. Ausschußverlahren ...... . ......... . . . . . .......................... 252 



Inhalt 15 

3. Untersuchungsergebnisse .............................. . . ...... 255 

4. Aussprache und Entschließung des Plenums ..... . . . ..... . ... . . . ....... 256 

5 Bewertung des Untersuchungsausschusses ............. . . .. . ....... 257 

VII. Untersuchungsausschuß tUr Qualitätsprobleme im Fleischsektor .............. 259 

I. Untersuchungsautlrag ........................... . ................ 260 

2. Ausschußvertahren ............................................... 261 

3. Untersuchungsergebnisse ......................... . ................ 261 

4. Aussprache und Entschließung des Plenums ...................... . .... 262 

5. Bewertung des Untersuchungsausschusses ........................ . ... 263 

VIII. Untersuchungsausschuß "Rassismus und Ausländerieindlichkeit" ....... . ..... 264 

1. Untersuchungsautlrag ................. . ......... . ... . . . .......... 265 

2. Ausschußverfahren ............ . . . . . . . ... . . . ........... . .......... 266 

3. Untersuchungsergebnisse .......................................... 267 

4. Aussprache und Entschließung des Plenums ........................... 268 

5. Bewertung des Untersuchungsausschusses ............................ 269 

IX. Untersuchungsaus~chuß zur Ausbreitung des organisierten Verbrec~ens im 
Zusammenhang mit dem Drogenhandel In den Ländern der Europäischen 
Gemeinschatl. ...................................................... 270 

1. Untersuchungsauftrag ............................................ 271 

2. Ausschußveriahren .................... . .......................... 271 

3. Untersuchungsergebnisse .......................................... 272 

4. Aussprache und Entschließung des Plenums ........................... 273 

5. Bewertung des Untersuchungsausschusses .... . ... . ................... 274 

B. Erfolglose Anträge auf Einsetzung eines Untersuchungsausschusses . ........... 274 

I. 

II. 

ill. 

IV. 

Untersuchungsausschuß zum repressiven Vorgehen gegen im 
Arbeitskampfbefindliche Gewerkschaften ................................ 274 

Untersuchungsausschuß zur Prüfung der Umsetzung und Anwendung des 
gemeinschaftlichen Umweltrechts ...................................... 276 

Weitere Untersuchungsausschüsse ....... . . . ..... ' . ...................... 276 

Bewertung ................ . ... . .................................... 276 

C. Gesamtbewertung ....................................................... 279 

I. Einsetzung und Zusammensetzung ..................................... 280 

II. Untersuchungsgegenstand ............................................. 283 



16 

m. 

IV. 

V. 

Inhalt 

Untersuchungsbefugnisse sowie Kooperationsbereitschatl der anderen 
Gemeinschatlsorgane. der Mitgliedstaaten und betrotlener Privater ............ 285 

Allgemeines Ausschußverlahren ........................................ 288 

Folgen parlamentarischer Untersuchungen ............................... 289 

VI. Schlußfolgerungen aus den bisherigen Untersuchungsausschüssen ..... . ...... 292 

Sechstes Kapitel 
Untersuchungsrecht des Europäischen Parlaments 

nach Art. 138 c EG-Vertrag 297 

A. Die neuen Rechtsvorschriften ... ....................................... 2~ 

I. 

TI. 

ill. 

Art. 138 c EG-Vertrag .. 

Art. 136 GeschO EP .. 

. .................................... 2~ 

...... . ........................... 298 

Interinstitutioneller Beschluß ........................................... 300 

IV. Rechtliche Bedeutung der neuen Rechtsvorsehritlen .... . ... . ............... 305 

1. Normenhierarchisches Rangverhältnis der neuen 
Rechtsvorsehritlen ............................................... 306 

2. Drittverptlichtende Wirkung des interinstitutionellen Beschlusses .......... 311 

B. Tatbestandsvoraussetzungen und Verfahren . ....... . ... . ..... . . . ... . . . ..... 318 

I. Untersuchungsgegenstand ........................................ . .... 319 

1. Verstöße gegen das Gemeinschatlsrecht .............................. 319 

2. Mißstände bei der Anwendung des Gemeinschatlsrechts .... . . . .......... 322 

3. Bei der Erfüllung seiner Aufgaben ................................... 324 

4. Ausschlußklausel ................................................ 325 

5. Generelle Unzuständigkeiten in den Bereichen der GASP und GRIP ........ 331 

6. Abgrenzung vom Autgabenbereich des Bürgerbeautlragten und 
des Petthonsausschusses ........................................... 333 

TI. Einsetzung von Untersuchungsausschüssen ............................... 336 

1. Quorum .......................................... . ....... . . . ... 336 

2. Entscheidung über die Einsetzung .... . .............................. 337 

3. Zusammensetzung..... . ......... . . ..................... . . . ... 341 

4. Minderheitenschutz................ . ............ . . . . . ... . . . ... 343 

ill. Befugnisse von Untersuchungsausschüssen ............................... 344 

1. Temporär. ......................... . ..................... 344 



Inhalt 17 

2. Bericht. ........................... . ............................ 348 

3. Allgemeines Ausschußverfahren ........... . ........................ 349 

4. Untersuchungsbefugnisse und -vertahren ............................. 352 

a) Allgemeine Erwä~ungen zu Umtang und Grenzen der 
Untersuchungsbetugnisse ...................................... 353 

b) Abgre!lzung zu den vertragl.ichen Befugnissen der anderen 
Gememschatlsorgane und -mshtuhonen ........................... 355 

c) Die einzelnen Untersuchungsbefugnisse ....................... . ... 360 

aa) Zeugenaussagen .......................................... 360 

(1) Mitglieder ~er. Gemeinschatlsorgane oder -institutionen 
oder der mltghedstaathchen RegIerungen ................... 360 

(2) Amtspersonen ... . ....................... 362 

(3) Privatpersonen ........................................ 364 

(4) Beeidigung .......... . . .... . ........ 366 

bb) Akteneinsicht und -herausgabe .... . ............ . .......... 366 

(1) Akteneinsichtsrecht gegenüber nationalen und 
gemeinschatllichen Behörden und Einrichtungen. . . . . . . .. . .. 366 

(2) Akteneinsichtsrecht gegenüber gemeinschatlsrechtlich 
beliehenen Privatpersonen ............................... 368 

ce) Zulässige Gründe rur die Verweigerung der Kooperation 
mIt emcm Untersuchungsausschuß ........................... 369 

(I) Verweigerung der Zeugenaussage von Amtspersonen ......... 369 

(2) Verweigerung der Zeugenaussage Privater. ................. 375 

(3) Verweigerung der Dokumentenvorlage ..................... 376 

dd) Von der Untersuchung Betrotlcne ................. . . . . . ...... 379 

ee) Sanktionen ............................................... 382 

11) Anhörungen von Sachverständigen ..................... . ..... 387 

d) Sonstiges. . ............ . . . . . . . ................. 3~ 

5. Minderheitenschutz im Ausschußvertahren ............................ 389 

Behandlung der Untersuchungsergebnisse im Plenum und Folgen der 
parlamentarischen Untersuchung ................................ . ...... 390 

IV. 

V. Rechtsschutz gegen die Einsetzung eines Untersuchungsausschusses. 
dessen Maßnahmen und den Untersuchungsbericht ........................ 393 

) . Rechtsschutz gegen die Einsetzung eines Untersuchungsausschusses ....... 394 

2. Rechtsschutz gegen einzelne Maßnahmen eines 
Untersuchungsausschusses. . . ............. . . .. 396 

1 BCl:kcllorJ 



18 Inhalt 

3. Rechtsschutz gegen den Untersuchungsbericht. .. . . . . . . . ............... 397 

C. Zusammenfassender Vergleich mit dem frOheren Recht. ...................... 398 

E. Revisionsldausel des Art. 6 UA-Beschluß . ............ . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .... 409 

Siebtes Kapitel 
Schlußbemerkung 411 

Literaturverzeichnis .......................................................... 425 

Dokumenten- und Gesetzesverzeichnis. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .. 441 



A 
a.A. 
ABI. 
a.E. 
a.F. 
AK-GG 
AstV 
B 
BB 
BR-Drucks. 
BI-Drucks. 
Bull. 
BverfG. BVerlUE 
B-VGA 
CDE. 
CEDEFOP 
CEE 
CEN/SCK 
C.M.L.Rev. 
D 
d. Verf 
DJT 
DK 
Dok. 
DÖV 
DVBI. 
E 
EA 
EAG-Vertrag 
EC,EEC 
EEA 
EGKS-Vertrag 

EG-VertraglEGV 
E.L.Rev. 
EMRK 
EPZ 
EuG 
EuGH 
EuR 
EU-VertraglEUV 
EuZW 

2* 

Abkürzungsverzeichnis 

Österreich 
andere Ansicht 
Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften 
am Ende 
alte(r) Fassung 
Alternativkommentar zum Grundgesetz 
Ausschuß der ständigen Vertreter der Mitgliedstaaten bei der EG 
Belgien 
Betriebs-Berater. Zeitschritl für Recht und Wirtschaft 
Drucksache des Bundesrates 
Drucksache des Deutschen Bundestages 
Bulletin 
Bundesverlassungsgericht. Entscheidungen des BVerlU 
Bundes-Verlassungsgesetz der Republik Österreich 
Cahiers de droit europeen 
Europäisches Zentrum für die Förderung der Berufsbildung 
Communaute economique europeenne 
Centre d'Etudes Nucleaires I Studie Centrum VOOT Kernenergie 
Common Market Law Review 
Deutschland, Bundesrepublik Deutschland 
der Verlasser 
Deutscher Juristentag 
Dänemark 
Dokument 
Die Ötlentliche Verwaltung 
Deutsches Verwaltungsblatt 
Spanien 
Europa-Archiv 
Vertrag zur Gründung der Europäischen Atomgemeinschaft 
European Community, European Economic Community 
Einheitliche Europäische Akte 
Vertrag Ober die Gründung der Europäischen Gemeinschatl fOr Kohle und 
Stahl 
Vertrag zur Gründung der Europäischen Gemeinschatl 
European Law Review 
Konvention zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten 
Europäische Politische Zusammenarbeit in der Außenpolitik 
Europäisches Gericht erster Instanz 
Gerichtshof der Europäischen Gemeinschatlen 
Europarecht 
Vertrag über die Europäische Union 
Europäische Zeitschritl für Wirtschatlsrecht 



20 

EWG-Vertrag 
EZB 
F 
FAZ 
FL 
FS 
FusV 
GA 
GASP 
GD 
GeschO 
GeschOBT 
GeschO EP 
GOG-NRA 
GR 
GRIP 
GS 
GVG 
H.C. 
I IdbDStR. Bd. 2 

HdbStaatsR n 

H.L. 
I 
La. 

IAEO 
I.c.L.Q. 
i.d.F. 
!PA 
IRL 
i.V.m. 
JöR n.F. 
J.O. 
J.T. 
JZ 
KEG.KEU 
KOM 
KSE 
L 
MdEP 
MLR 
m.w.N. 
n.F. 
NJW 
NL 
0011 
OV(; 
p 
1'./\ 
PE 

Abkürt:Ungsverzeichnis 

Vertrag zur Gründung der Europäischen Wirtschatlsgemeinschaft 
Europäische Zentral bank 
Frankreich 
Frankfurter Allgemeine Zeitung 

. Fraktionslos (im Europäischen Parlament) 
Festschrill 
Fusionsvertrag 
Generalanwalt 
Gemeinsame Außen- und Sicherhcitspolitik 
Generaldirektion 
Geschätlsordnung 
Geschätlsordnung des Deutschen Bundestages 
Geschätlsordnung des Europäischen Parlaments 
Geschätlsordnungsgesetz des Nationalrates der Republik Österreich 
Griechenland 
Gemeinsame Rechts- und Innenpolitik 
Gedächtnisschrill 
Gerichtsverfassungsgesetz 
House ofCommons 
Handbuch des Deutschen Staatsrechts, Band 2, hrsg. von Gerhard 
Anschütz und Richard Thoma.Tübingen 1932 
Handbuch des Staatsrechts der Bundesrepublik Deutschland, Band 2 
hrsg. von Josef Isensee und Paul Kirchho( Heide\berg 1987 
House 01' Lords 
Italien 
inter alia 
Internationale Atomenergieorganisation 
The International and Comparative Law Quarterly 
in der Fassung 
Interparlamentarische Arbeitsgemeinschatl 
Irland (Republik) 
in Verbindung mit 
Jahrbuch des öllentlichen Rechts der Gegenwart, neue Folge 
Journal olliciel de la Republique Fram;aise 
Journaldestribunaux 
Juristenzeitung 
Kommission der Europäischen Gemeinschallen / der Europäischen Union 
Dokument der KEG / KEU 
Kölner Schrillen zum Europarecht 
Luxemburg 
Mitglied des Europäischen Parlaments 
The Modern Law Review 
mit weiteren Nachweisen 
neue(r) Fassung 
Neue Juristische Wochenschriti 
Niederlande 
Oberster Oerichtshof (Österreich) 
()berverwaltungsgericht 
Portugal 
Parliamentary Atlilirs. Journal ofComparative Politics 
Dokument des Europäischen Parlaments 



P.L. 
RabelsZ 
RBV 
RCG 
R.D.C. 
Rdnr. 
R.D.P. 
REG 
REP 
Rev.D.P. 
RGZ 
RL 
RMC 
RMU 

Rs .. verb. Rs. 
RTD eur. 
R.VAP. 
s 
S 
Satzung EuGHIEWG 
SEK 
SF 
SJZ 
Sig. 
StGH 
StPO 
VA 
UA-AktE EP 

VA-AktE KEG 

UA-AktE Rat 

UA-Beschluß 

UK 
Vertg 
VertDEuGIl 
Verhdlg dcs EP 

VerwR 
VfSlg [Nummer[ 
VO 
VVDStRL 
WSA 
YEL 
ZaöVR 
ZtP 
ZParl 

AbkürzungsverJ:cichnis 

Public Law 
Rabels Zeitschritl für ausländisches und internationales Privatrecht 
Reaktor-Brennelemente Union GmbH 
Revista de las Cortes Generales 
Revue fran~aise de Droit constitutionncl 
Randnummer 
Revue du droit public 
Regenbogenfraktion im Europäischcn Parlament 
Revista de Estudios Politicos 
Revista de Derecho Politico 
Entscheidungen des Reichsgerichts in Zivilsachen 
Richtlinie 
Revue du Marche commun (et de I'Union europeenne) 
Revue du Marche unique europeen. 
Revue trimestrielle de droit economique curopeen 
Rechtssache, verbundene Rechtssache 
Revue trimestriclle dc droit europecn 
Revista Vasca de Administracion Publica 
section 
Schweden 
Satl.ung des Gerichtshofs der Europäischcn Wirtschatlsgemeinschatl 
Dokumcnt dcr KEG ; KEU 
Finnland 
Schweizerische Juristen-Zeitung 
Sammlung der Rechtsprechung des EuGH 
Staatsgerichtshof 
Strafprozeßordnung 
Untcrsuchungsausschuß 
Entwurf des Europäischen Parlaments für einen UA-Beschluß vom 
17.12.1992 
Mitteilung der Kommission über die Modalitäten der Ausübung dcs 
Untersuchungsrechts vom 24.3.1993 

21 

Entwurf des Ratcs für einen Bcschluß über die nichtständigcn Untersu-
chungsausschüsse des Europäischen Parlaments vom 22.9.1994 
Bcschluß des Europäischcn Parlaments. des Rates und der Kommisson 
vom 6.3.1995. über Einzelheiten der Ausübung dcs Untersuchungsrechts 
des Europäischcn Parlaments 
United Kingdom 
Vcrtilssung 
Vcrtilhrensordnung dcs Gcrichtshofs dcr Europäischcn Gcmeinschaftcn 
Vcrhandlungen des Europäischen Parlamcnts (abgedruckt im Anhang zum 
Amtshlatt der Europäischen Gcmeinschaften) 
Verwaltungsrccht 
Erkenntnisse und Beschlüsse dcs Vcrtilssungsgerichtshotes (Österreich) 
Vcrordnung 
Verötlcntlichungen dcr Vercinigung dcr Dcutschcn Staatsrechtslehrer 
Wirtschatls- und Sozialausschuß 
Yearhook ofEuropean Law 
Zcitschritl für ausländischcs ötlcntlichcs Recht und Völkerrecht 
Zcitschritl für Politik 
I.cilschrift für Parlamcnlsfragcn 





Erstes Kapitel 
Problemstellung 

"If Europe is not to grow as a democratic organism, that which will be left for 
us to organise will no longer be Europe."l 

"Die Europäischen Gemeinschaften sind ein Gebilde voller Widersprüche. 
Kennzeichnend dafür ist das 'Europäische Parlament', eine Versammlung, 
zusammengesetzt aus Abgeordneten der nationalen Parlamente [bis zur ersten 
Direktwahl 1979, d. Verf.], geschaffen mit dem Anspruch, die Mitwirkung der 
Völker an den Entscheidungen der Gemeinschaften zu sichern, und doch ohn-
mächtiger als alle Parlamente der einzelnen Mitgliedstaaten. "2 

Diese beiden Zitate verdeutlichen das Spannungsverhältnis zwischen dem 
Anspruch, der an die europäische Integration in Richtung auf einen immer 
engeren Zusarnrnenschluß der europäischen Völker gestellt wird, und der gegen-
wärtigen institutionellen Ausgestaltung der Europäischen Gemeinschaft. Ipsen 
hat für die Europäische Gemeinschaft in ihrer heutigen Form die prägende 
Formel des "Zweckverbandes funktioneller Integration" entwickelt, der einer 
systemeigenen unmittelbaren demokratischen Legitimation auf übernationaler 
Ebene entbehren könne.3 Dagegen vertreten Everling4 und Sasse5 die Auffassung, 
daß jede sich von dem nationalen politischen Kräftefeld lösende Hoheitsgewalt 
einer eigenen, dem herkömmlichen Legitimationsverfahren vergleichbaren parla-
mentarischen Kontrolle und Mitwirkung bedürfe. 

In der Diskussion über die Vertiefung der europäischen Integration6 wird 
zunehmend ein "Demokratiedefizit" der Europäischen Gemeinschaft beklagt und 
als Hindernis fiir die Errichtung einer Europäischen (Politischen) Union betrach-

Mancini/Keelingin: MLR 57 (1994), S. 175,190. 
Bieber, Parlament, S. 17. 
Ipsen, Gemeinschaftsrecht, S. 196 tr und 1054 f; ebenso: Rupp in: NJW 1970, S. 353, 354. 
Everling in: FS für Ipsen. S. 596.610 Ir 
Sasse in: KSE 22 (1973).61,74 Ir 
Zur Finalität einer Europäischen Union vergleiche: Oppermann, Europarecht, Rdnr. 791 Ir, 

m.w.N.~ HaI/stein. unvollendeter Bundesstaat, S. 225 Ir.: ders.. EG. S. 381 Ir 
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tet. 7 Ein solches Defizit an demokratischer Legitimation der Gemeinschafts-
organe existiert in dieser absoluten und pauschalen Form indes nicht. Zwar ist 
das Europäische Parlament das einzige Gemeinschaftsorgan, das seit 1979 
unmittelbar demokratisch von den europäischen V ökern in Wahlen legitimiert ist, 
doch verfUgen auch die anderen Gemeinschaftsorgane über eine demokratische 
Legitimation. Es handelt sich dabei allerdings um eine mittelbare Legitimation. 
So werden die Mitglieder der Europäischen Kommission nach Zustimmung des 
Europäischen Parlaments von den Regierungen der Mitgliedstaaten bestellt, die 
ihrerseits demokratisch legitimiert sind. Im übrigen wählt auch der Deutsche 
Bundestag nicht die Bundesminister, diese werden nach Art. 64 Abs. I GG vom 
Bundespräsidenten auf Vorschlag des Bundeskanzlers ernannt. Im Ministerrat 
der Europäischen Union versammeln sich Regierungsmitglieder der Mitgliedstaa-
ten. Seine demokratische Legitimation ist nicht geringer als beispielsweise die 
des deutschen Verfassungsorgans Bundesrat, dessen Mitglieder ebenfalls nicht 
vom Bundestag gewählt werden. Die Bundesratsmitglieder sind allein ihren 
jeweiligen Landtagen gegenüber politisch verantwortlich.H Die Besetzung der 
beiden anderen Gemeinschaftsorgane, des Gerichtshofs der Europäischen Ge-
meinschaften und künftig der Europäischen Zentralbank, erfolgt durch die 
mitgliedstaatlichen Regierungen. 

Das Europäische Parlament verfügt in folge der Direktwahlen grundsätzlich 
über eine stärkere Legitimation als die mittelbar legitimierten Mitglieder der 
übrigen Gemeinschaftsorgane. Die Defizite vor allem bei der Mitwirkung des 
Parlaments im Rcchtsetzungsverfahren sind weniger Beleg für ein "Demokratie-
defizit" . als vielmehr dafür. daß in der Europäischen Gemeinschaft, abgesehen 
vom Gerichtshof der Europäischen Gemeinschaften, die klassische Gewalten-
teilung jedenfalls gegenwärtig nicht vollkommen verwirklicht ist. 9 Von der 
institutionellen Stellung des Europäischen Parlaments und seinen Befugnissen 

ffarnier in: v.d. Orocben/Thiesing/Ehlcrmann. EWOV-Kommcntar. Hd. 3. Vorbcm. zum 5. 
Teil. Rdnr. 25: Bomhardella in: Louis/Waelbroeck. Parlcment europeen. S. 15. 17 IL ()rtega in: 
Louis/Waelbroeck. Parlcment europccn. S. 63.65 L B(~vce in: PA 46 (1993). S. 458. 466 Ir.. 
Zuleeg in: EuR 1972. S. I. 14: Pesca/ore in: CDE 1974. S. 499. 500 IL Oppermann/Kilian in: 
EuR 1981. S. 366 ..• 66 IL Piris in: lUD euT. 1994. I. 13 und 30: siehe schon sehr lTüh: /Ialls/ein. 
unvollendeter Bundesstaat. S.251. Entschließung des EI' zum Demokratiedclizit der Europäischen 
Gemeinschall. ABI. 1988. Nr. C 187. S. 229 IL Stöcker in: Europa-Blätter 1/1993. S. 5 Ir. der von 
der llnheilbarkeit des europäischen Dcmokraticdelizits spricht. Replik darauf: 'feske in: Europa-
Blätter 31\ 993. S. 7 rr 

Nass in: FA/. vom 2.12.1992. Nr. 280. S. 9: das. in: FA/. vom 27.7.1994. Nr. 172. S. 6. 
Nass in: FA/. vom 2.12.1992. Nr. 280. S. 9. 
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hängt somit die demokratische Legitimation der Gemeinschaftsorganisation 
insgesamt sowie der Rechtsetzungsakte und sonstigen Maßnahmen der Gemein-
schaft entscheidend ab. 

Das Bundesverfassungsgericht sieht zwar die demokratische Legitimation der 
Europäischen Union zuvörderst in den Staatsvölkem und den von ihnen gewähl-
ten Parlamenten der Mitgliedstaaten, doch "wächst mit dem Ausbau der Auf-
gaben und Befugnisse der Gemeinschaft die Notwendigkeit, zu der über die 
nationalen Parlamente vermittelten demokratischen Legitimation und Ein-
flußnahme eine Repräsentation der Staatsvölker durch ein europäisches Parla-
ment hinzutreten zu lassen, von der ergänzend eine demokratische Abstützung 
der Politik der Europäischen Union ausgeht." I 0 Mit zunehmender Integration 
müßten die demokratischen Grundlagen der Union ausgebaut werden. I I Nach 
Art. 23 Abs. I Satz 1 GG n.F. darf Deutschland nur bei der Entwicklung der 
Europäischen Union mitwirken, die "demokratischen, rechtsstaatlichen, sozialen 
und föderativen Grundsätzen und dem Grundsatz der Subsidiarität verpflichtet 
ist und einen diesem Grundgesetz im wesentlichen vergleichbaren Grundrechts-
schutz gewährleistet. " 

Die Fortschritte der europäischen Integration sind folglich eng mit der An-
wendbarkeit des Demokratieprinzips und des Parlamentarismus auf die Europäi-
sche Gemeinschaft verknüpft. "Dabei interessiert nicht allein die Absetzbarkeit 
der Regierung durch das Parlament, die man als Wesensmerkmal des Systems 
ansieht. Um die politischen Zielvorstellungen zu reflektieren, bedarf es vielmehr 
einer umfassenden Erörterung der Rolle des Parlaments, wie sie in den west-
europäischen Demokratien dieser Institution zugedacht wird." 12 Es gab daher eine 
Reihe von Ansätzen und Vorschlägen zur institutionellen Reform der Gemein-
schaft, die immer die Interdependenz zwischen einer Ausweitung der Aufgaben 
und Kompetenzen der Gemeinschaft und einer Ausdehnung der Befugnisse des 

111 BverfOE 1\9. 155. 11\4. EuGRZ 1993. S. 429,437: Urteilsanmerkungen: Kaufmann-
/3iihler in: Integration 111994, S. 1 IL Ipsell in: EuR 1994, S. 1 Ir; Everling in: Integration 
1994. S. 165 Ir. 

11 BvcrttiE 89~ 155~ 184~ Eu(rRZ 1993~ S. 429. 438. 
12 ;(lIleeg in: EuR 1972. S. 1. 2 L das. in: Der Staat 17 (1978), S. 27.46: ders. in: JZ 1993, 

S. 1069, 1073: G1aesner in: GS für Sasse, Bd. L S. 73,74: !länse" in: EA 1986, S. 191, 198. 
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